








Die Groule Kreisstadt Traunstein beabsichtigt, den Flächennutzungsplan für den Ortsteil
Wolkersdorfzu ändern, urn die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau einer
Grundschule arn Ostlichen Rand von Wolkersdorf sowie eines neuen Feuerwehrgebaudes
zu schaffen. Der Stadtrat hat arn 28. Novernber 2025 einen Grundsatzbeschluss für den
Standort Wolkersdorf - und gegen die Alternative einer Erweiterung der bestehenden
Grundschule in Haslach - gefasst. Als Baubeginn ist Herbst 2027, als lnbetriebnahme das
Schuljahr 2029/30 anvisiert.

Der aktuel!e Flächennutzungsplan irn Maulstab 1:5.000 vom 21. Juni 2018 der rnaulgebliche
rechtswirksarne Planungsstand - steilt das gesamte Plangebiet als landwirtschaftliche Nutz-
fläche dar. Weder für eine Schule noch für em Feuerwehrgebaude ist eine entsprechende
Sondergebietsweisung eingetragen. Das Plangebiet befindet sich darnit faktisch im Auulen-
bereich bzw. irn unbebauten Freiflächenbereich nOrdlich und nordOstlich des Ortsteilkerns
Wolkersdorf.

Gegen das Vorhaben wurden bereits rund 300 Unterschriften in einer Petition gesarnrnelt.
Der Petent rnahnte an, dass in Traunstein ,,zunehmend mehr und mehr Wiesen und Natur
verschwanden und Flächen versiegelt wurden" und wandte sich explizit gegen einen Schul-
bau ,,aufdergrunen Wiese". Diese Kritik entspricht exakt dern planungsrechtlichen Befund.
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Der Flachennutzungsplan stellt nach § 5 Abs. 1 BauGB die beabsichtigte Art der Bodennut-
zung nur in den Grundzügen dar; er trifft keine parzellenscharfen Festsetzungen und entfal-
tet gegenüber dern Burger keine unmittelbare Auulenwirkung. Auch wenn Detailfragen der
baulichen Umsetzung dern Bebauungsplan und dem Baugenehrnigungsverfahren vorbehal -
ten sind, bedeutet dies nicht, dass auf der Ebene des Flachennutzungsplans keine rechtli-
chen Anforderungen bestünden. Vie! rnehr gilt:

Unzulassige Konfliktverlagerung: ,,Die Grenzen zulassiger Konfliktverlagerung auf die
Ebene des Planvolizugs sind allerdings überschritten, wenn bereits im Planungssta-
dium absehbar ist, dass sich der offengelassene Interessenkonflikt in einern nachfol-
genden Verfahren nicht sachgerecht wird losen fassen", (st. Rspr., etwa OVG Rhein-
land-Pfalz, U.v. 20.01 .2010 - 8 C 10725/09; grundlegend BVerwG, U.v. 12.09.2013 - 4
o 8.12, BVerwGE 147, 379). Zeichnet sich em solches unüberwindbares Hindernis be-

reits ab, darf die Gerneinde die Fläche nicht ohne Weiteres umwidmen.
Ermittlungspflicht auch auf FNP-Ebene ( 2 Abs. 3 BauGB): Die Gemeinde rnuss kon-
kreten fachlichen Hinweisen auf em rnogliches grundsätzliches Hindernis auch schon
irn Flächennutzungsplanverfahren nachgehen; sie darf sie nicht auf die nachfolgende
Ebene verschieben, ohne sie überhaupt zu bewerten. Die Ermittlungs- und Bewer-
tungspflicht des § 2 Abs. 3 BauGB gilt für särntliche Bauleitplane und damit auch für
den Flachennutzungsplan ( 1 Abs. 2 BauGB); konkreten fachlichen Hinweisen auf em
mogliches grundsätzliches Hindernis ist daher bereits auf dieser Ebene wenigstens
überschlagig nachzugehen (vgl. auch Nds. OVG, U.v. 14.04.2004 - 1 KN 111/03). Die
blolle Behauptung, es seien ,,keine grundsatzlichen Hindernisse erkennbar", genügt
nicht, wenn sie nicht auf einer wenigstens überschlagigen Prüfung beruht.
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¯ Grundsatzentscheidungen sind FNP-Ebene: Die Standortwahl, die Alternativenprufung,
die grundsätzliche Erforderlichkeit und Bedarfsrechtfertigung, der sparsame Umgang
mit Grund und Boden ( la Abs. 2 BauGB) sowie die grundsatzliche Vollzugsfahigkeit
( 1 Abs. 3 BauGB) werden gerade auf der Ebene des Flachennutzungsplans ent-
schieden und sind dort in vollem Umfang zu prUfen.

Die Einwendungen sind entsprechend ausgerichtet: Sie fordern nicht die abschIielende Lö -

sung von Detailkonflikten bereits auf FNP-Ebene, sondern rugen, dass die Standort- und
Grundsatzentscheidung auf einer unvoUständigen Abwagungsgrundlage beruht und dass
konkrete Anhaltspunkte für grundsatzliche Hindernisse (Kampfmittelbelastung, Finanzie-

rung, lmmissionskonflikt Schule/Feuerwehr) nicht mit der gebotenen - wenn auch uber-
schlagigen - Sorgfalt ermittelt und bewertet wurden.

iii1I4tt1 -

Es wird gerugt, dass die Planunterlagen keinerlei:

¯ Bestandsaufnahrne der lnnenentwicklungspotenziale irn Stadtgebiet Traunstein enthal -

ten (keine Leerstandsanalyse, keine (ausreichende) Prufung der Aufstockung beste-
hender Schulen, keine VerdichtungsprUfung),

¯ Auseinandersetzung mit der Bodenschutzklausel des § la Abs. 2 BauGB und dem ver-
fassungsrechtlichen Bodenschutzauftrag des Art. 20a GG als eigenständigem Abwä-
gungsbelang enthalten,

¯ Prufung der Vereinbarkeit mit LEP-Ziel 3.1/3.2 und Regionalpian RP 18 B 12 durchge-
fuhrt haben, und

¯ Darlegung der UnverzUglichkeit des Eingriffs - also der Frage, warum der Bedarf nicht
durch weniger flächenintensive Ma1nahmen (z. B. Erweiterung Haslach) gedeckt wer-

den kann - enthalten.

Dies begrundet einen Abwagungsausfall bzw. Abwagungsdefizit gema1 § 1 Abs. 7, 2 Abs.
3 BauGB, der nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB zur Unwirksamkeit des Plans führen
kann, sofern er nicht innerhalb der Heilungsfrist des § 215 Abs. 1 BauGB behoben wird.

Der rechtsverbindliche Flachennutzungsplan irn Mallstab 1:5.000 (Stand: 21. Juni 2018)
weist den gesarnten Uberplanungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft gema1 § 5 Abs.
2 Nr. 9a BauGB aus. Der Bereich schliellt unmittelbar an den Ortsteilkern Wolkersdorf an
und ist von diesem durch Feld- und Wirtschaftswege sowie Freiflächen getrennt. Im tatsäch -

lichen Bestand handelt es sich urn gewachsenen, produktiven Boden in landwirtschaftlicher
Nutzung (Acker- bzw. GrOnland), der bislang keinerlei bauliche Pragung aufweist. Das Plan -

gebiet ist darnit nach den tatsächlichen Verhältnissen dern Au1enbereich rn Sinne des § 35
BauGB zuzuordnen. Die FNP-Begründung 2026 bestatigt ausdrücklich: Der Anderungsbe-
reich sei nach § 35 BauGB als Auaenbereich zu bewerten. Der Urnweltbericht bewertet das
Schutzgut Boden mit Gesamterheblichkeit hoch und stellt fest, dass die ortlichen Böden em
sehr hohes WasserrückhalteverrnOgen aufweisen (FNP-Begründung 2026, Kap. 6.1.1 und
6.6.4).
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Das Bundesverwaitungsgericht hat kiargestelit, dass für die Einordnung als Innenentwick-

lung (und den damit verbundenen erleichterten Pianungsma1stab nach § 13a BauGB) die
tatsächiichen Verhäitnisse maI.gebiich sind, nicht der pianungsrechtiiche Status (BVe,wG,
U.v. 25.06.2020-4 CN 5.18, BVerwGE 169, 29). Hier iiegt nach diesen Kriterien Au(en-
entwickiung var, mit der Foige verschärfter Anforderungen an die Abwagung.

1.3 Bodenschutzklaus& § Is Abs. 2 BauGB

§ la Abs. 2 Satz 1 BauGB ordnet an, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend
umgegangen werden soil. Satz 2 verpfiichtet ausdrUcklich, zur Verringerung der Flächenin-
anspruchnahme die Mogiichkeiten der Innenentwicklung vorrangig zu nutzen. Das Bundes
verwaitungsgericht hat hierzu ausgefUhrt, dass die Bodenschutzklausel im Rahmen derAb-
wägung ais eigenstandiger, gewichtiger Belang einzusteilen 1st und nicht ais bio(e Pro-

grammnorm behandeit werden darf (BVei'wG, By. 12.06.2008 - 4 BN 8.08, juris Rn. 4 f.;
BVeiwG, U.v. 22.03.2007-4 CN2.06, BVerwGE 128, 238 Rn. 18).

Die Planunteriagen lassen nicht erkennen, dass die Stadt Traunstein var der Entscheidung
für den Aufenstandort Wolkersdorf samtiiche Innenentwickiungspotenziale (Verdichtung,
Aufstockung, Umnutzung von Leerstand, Erweiterung bestehender Schuistandorte) ernst-
haft und nachweisiich ausgeschOpft oder zumindest geprüft hat. Dies begründet einen be-

achtiichen Abwagungsmangel gemaF § 1 Abs. 7, 2 Abs. 3 BauGB

Dieser Mangei wiegt umso schwerer, ais die Fiacheninanspruchnahme im Stadtgebiet
Traunstein bereits seit Jahren einem erkennbar kumuiativen Muster folgt, das die Boden-
schutzklausei gerade verhindern soil. Allein in den ietzten Jahren wurden im Stadtgebiet
u. a. foigende Fiächen neu versiegeit bzw. sind hierfür vargesehen: die Kindertageseinrich-
tung an der Vonfichtstra(e (Ca. 3,5 Mia. �), die Kindertageseinrichtung in Geifling
(ca. 70 Betreuungsplatze), die Turnhaiie in Kammer, das Baugebiet Traunstorf sowie meh-
rere Neubauprojekte der städtischen Wohnungsbaugeseiischaft (u. a. ,,Wohnen am Stau-
denbichi" und ,,Der Vierseithof" in Seiboidsdorf mit 50 Wohnungen). Hinzu kommt die in er-
hebiichem Umfang erfoigte Erweiterung des Gewerbegebiets in Haslach, die ebenfalls zuvar
unbebaute Fiächen in Anspruch genommen hat. Bemerkenswert ist zudem, dass der Orts-
teii Woikersdorf seibst bereits Gegenstand einer früheren Ffächennutzungspiananderung
war: Die 8. Anderung des Fiächennutzungspians diente der Erweiterung des bestehenden
Gewerbegebiets Woikersdorf an der Schmidhamer Stra1e. Mit der voriiegenden 10. Ande -

rung setzt sich die schrittweise inanspruchnahme von Au1enbereichsfiächen in genau die -

sem Ortsteil fort - em Muster sukzessiver Einzelentscheidungen, bei dem der kumulative
Fiächenverbrauch in der jeweiiigen Einzelabwagung nicht mehr sichtbar wird, obwohi er es
gerade sein muss.

Die kiimatischen Foigen dieser Entwickiung sind durch die Stadt seibst dokumentiert: Nach
der im Integrierten Klimaschutzkonzept 2021 ersteilten Treibhausgasbilanz verursachte das
Stadtgebiet Traunstein bereits 2018 rund 175.000 t C02 -Aquivalente pro Jahr. Fiächenver-
siegelung wirkt diesem Ziei unmitteibar entgegen: Versiegeite Fiächen verlieren ihre Ver-
dunstungsieistung und ihr Wasserruckhaitevermogen, heizen sich starker auf ais unversie-
geiter Boden und tragen zur Bildung stadtischer Warmeinsein bei, während die Kaitiuftpro-
duktionsfunktion der Flache dauerhaft entfailt. Der sparsame Umgang mit Grund und Boden
nach § la Abs. 2 BauGB und Art. 20a GG ist und bieibt eine rechtlich zwingende Abwä-
gungsdirektive.
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Die Planunterlagen der vorliegenden 10. Anderung lassen nicht erkennen, dass diese ku-
mulative Vorbelastung des Stadtgebiets und des Ortsteils Wolkersdorf im Besonderen sowie
deren klimatische Folgen in die Abwagung eingestellt wurden. Dies verstärkt das bereits
festgestellte Ermittlungs- und Bewertungsdefizit gema1 § 2 Abs. 3 BauGB.

Art. 20a GG verpflichtet den Staat, auch in Verantwortung für künftige Generationen die
natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. Hierzu zählt ausdrUcklich der Schutz des Bo-

dens. § 1 Abs. 1 BBodSchG normiert, dass die Bodenfunktionen nachhaltig zu sichern oder
wiederherzustellen sind.

Die Versiegelung gewachsenen Ackerbodens ist auf menschlichem Zeithorizont praktisch
nicht rückgangig zu machen. Soiche Eingriffe bewirken einen praktisch unwiederbringlichen
Verlust; die Rechtsprechung betont das gesetzgeberische Ziel, die Neuinanspruchnahme
von Flächen auaerhalb der Ortslagen zu vermeiden (BVerwG, U. v. 04.11.2015 - 4 CN 9. 14,
BVerwGE 153, 174; U.v. 25.06.2020-4 CN 5.18, BVerwGE 169, 29). Je unwiederbringli-
cher em Eingriff, desto hOher der RechtfertigungsmaRstab. Die PIanunteragen enthalten
keinerlei Auseinandersetzung mit diesem verfassungsrechtlichen Gebot.

Ziel 3.1 LEP Bayern verpflichtet zu einer geordneten Siedlungsentwicklung nach dem
Grundsatz ,,/nnen vorAuf3en". Ziel 3.2 LEP Bayern verlangt, den Verbrauch von Freiflächen
und tandwirtschaftlichen Nutzflächen zu minimieren. Diese Ziele des Landesentwicklungs-
programms sind für die Bauleitplanung gemaa § 1 Abs. 4 BauGB verbindlich; der Flachen-
nutzungsptan muss ihnen angepasst sein (BayVGH, U.v. 30.09.2024 - I NE 24.805, juris,
zur Bindungswirkung von LEP-Zielen des Anbindegebots).

Eine Bebauung auf bisher unbebauter Freifläche aullerhaib des Siedlungszusammenhangs
ist mit diesen LEP-Zielen nur dann vereinbar, wenn nachgewiesen 1st, dass geeignete In-

nenentwicklungsoptionen nicht zur Verfügung stehen oder nicht ausreichen. Dieser Nach-
weis fehlt in den Planunterlagen vollstandig.

Der Regionalpian Südostoberbayern (RP 18) enthält in Abschnitt B I 2 das Gebot, Iandwirt-
schaftlich genutzte Flächen soweit wie moglich zu schonen. Eine Bebauung in der freien
Landschaft auRerhalb bestehender Siedlungszusammenhänge setzt demnach den Nach-
weis zwingender Notwendigkeit voraus. Auch dieser regionale Planungsrahmen ist in den
Unterlagen weder erwähnt noch abwagend berücksichtigt.
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2.1 Konkrete RUge

Die Planunteriagen enthalten keinerlei:
¯ Analyse der aktueiien Kinderzahien und des grundschuinahen BevOikerungsanteiis in

der Gemarkung Wolkersdorf und deren Umfeld,
¯ Schuisprengei-Konzeption fur die gepiante neue Grundschule mit Dariegung des kunf-

tigen Einzugsgebiets und der resultierenden Schuiwegentfernungen,
¯ Darlegung, ob und wie viele der prognostizierten 200-220 zusätziichen Grundschuler

tatsächiich aus dem Einzugsgebiet Woikersdorf stammen oder aus der Stadtmitte,
¯ Auseinandersetzung mit der Gefahr, dass die Schule zur spekulativen Auslosung wei-

terer AuIenentwickiung instrumentalisiert wird.

Die FNP-BegrUndung 2026 bestatigt den vorsorgenden Charakter der Standortwahi dabei
seibst: Der neue Grundschuistandort soile im Traunsteiner Westen errichtet werden, ,,wo
se/tens der Stadt die groR ten wohnbaulichen Entwicklungspotenziale in den kommenden
Jahren gesehen werden" (Kap. 1 .0). Damit raumt die Stadt em, dass der Standort nicht ei-
nem bereits vorhandenen Ortiichen Bedarf in Woikersdorf foigt, sondern ais Infrastrukturan-
ker für erst kUnftig erhoffie Wohnbauentwicklung dienen soil. Zwar erlaubt die Rechtspre-
chung eine Planung im Vorgriff auf künftige Entwicklungen; vorausgesetzt ist aber eine Be-

darfslage, die ,,bei vorausschauender Betrachtung in einem absehbaren Zeitraum" erwartet
werden kann (standige Rechtsprechung, zuletzt BVetwG, By. 06.11.2025 - 4 BN 2.25).
Genau diese vorausschauende Betrachtung ist hier nicht dokumentiert: Es fehlen eine
sprengeibezogene SchOlerzahlprognose, eine Kapazitatsrechnung der Bestandsstandorte
und eine belastbare Zeitschiene der behaupteten Wohnbauentwicklung. Ohne diese Grund-
lagen bleibt die Bedarfsannahme eine bio(e Behauptung - em Ermittlungsdefizit nach § 2
Abs. 3 BauGB, das zugleich die Tragfahigkeit der Erforderlichkeitsannahme nach § 1 Abs.
3 BauGB entzieht.

Das Fehlen dieser Analysen begründet em erhebliches Ermittlungs- und Bewertungsdefizit
gemaR § 2 Abs. 3 BauGB sowie moglicherweise einen VerstoF gegen das Erforderlichkeits-
gebot des § 1 Abs. 3 BauGB, da der konkrete Standortbedarf in Wolkersdorf nicht nachge-
wiesen ist.

rI1Iiifl

Der Ortsteil Wolkersdorf liegt rund drel Kilometer westnordwestlich des Stadtzentrums. Die
gesamte Gemarkung Wolkersdorf (670 ha) umfasst neun räumlich getrennte Weiler und
Kleinst-Gemeindeteile: Gei1ing, Guntramshügl, Hopperding, Kotzing, Riederting, Schmid -

ham, Traunstorf, Unterhaid und Wolkersdorf. Nach dem letzten verfügbaren Gemarkungs -

stand zählte die gesamte Gemarkung Woikersdorf zum 31. Dezember 2015 lediglich 2.488
Einwohner - verteilt über sämtliche neun Einzelorte (Quelle: Wikipedia / Bayerisches Lan -

desamt für Statistik). Aktuelle fortgeschriebene Einwohnerzahlen speziell für den Weiler
Wolkersdorf und die zugehorigen Kleinstorte weist die Planbegründung nicht aus; bereits
die geringe Einwohnerzahl der gesamten Gemarkung verdeutlicht jedoch den dunn besie-
delten, ländlich gepragten Charakter des Raums.

Belastbare aktuelle Zahlen zum grundschulrelevanten Bevolkerungsanteil im Einzugsbe-
reich Wolkersdorf enthalten die Planunterlagen nicht. Der Plan legt weder aktuelle Bevölke-
rungszahlen für die Gemarkung und ihr Umfeld noch hieraus abgeleitete, valide und verifi-
zierbare Prognosen des örtlichen Grundschulbedarfs vor. Angesichts der weitraumig ver-
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streuten Ortsteiie und des Umstands, dass viele Kinder bereits heute Schulen in der Stadt-
mitte besuchen, lässt sich ohne soiche Zahien em tragfahiger örtlicher Bedari am Standort
Wolkersdorf gerade nicht b&egen.

Die Begrundung für den Schulneubau stützt sich auf den gesamtstadtischen Anstieg der
Grundschülerzahlen in Traunstein von aktuell rd. 613 auf prognostizierte 836 Schüler bis
2028. Bereits die Wahi des Prognosehorizonts 2028 begegnet Bedenken: Die Schule soil
erst zum Schuljahr 2029/30 in Betrieb gehen und anschlie1end über Jahrzehnte genutzt
werden. Eine Bedarisprognose, die vor der Inbetriebnahme endet, kann eine dauerhafte
Flachenwidmung nicht tragen; die für die spateren Einschulungsjahrgange ma1geblichen
Geburtenzahlen liegen bereits vor und hätten einer làngerfristigen, verifizierbaren Prognose
zugrunde gelegt werden mussen (naher unter 2.5a). Davon entfallen auf die Ludwig-Thoma-
Grundschule (Stadtmitte) 433 Schüler und auf die Grundschule Haslach 180 Schüler. Der
Kapazitatsdruck liegt damit - mit einem Anteil von rd. 70 % am Gesamtbestand - kon-
zentriert in der Stadtmitte. In Wolkersdorf selbst gibt es keine städtische Grundschule, und
die dort vorhandenen Schulkinder werden bislang den bestehenden Stadtschulen zugeord -

net.

Zwischen dem gesamtstadtischen Kapazitätsbedarf und dem ortsspezifischen Standortbe-
darf in Woikersdorf besteht damit eine erhebliche Kiuft. Em gesamtstadtischer Zuwachsbe-
darf von rund 200-220 weiteren Grundschülern rechtfertigt nicht ohne Weiteres den Bau
einer Schule an einem peripheren Standort am westlichen Stadtrand, von dem aus die über-
wiegende Mehrzahl dieser zusätzlichen Schüler anreisen müsste.

Für die Abwagung ist das schulrechtliche Umfeld von Bedeutung. Ma1gebIich sind:

Sprengelpflicht (Zwangswirkung der Standortwahl): Nach Art. 42 Abs. 1 BayEUG erfüllen
Grundschülerinnen und Grundschüler ihre Schulpfiicht an der Schule, in deren Schuispren-

gel sie ihren gewOhnlichen Aufenthalt haben. Für die Grundschule besteht - anders als für
weiterführende Schulen - grundsätzlich keine freie Schuiwahi. Wer den Sprengel festlegt
(der kommunale Schulaufwandstrager, hier die Stadt Traunstein), bestimmt damit zugleich
verbindlich, weiche Kinder diese Schule besuchen müssen. Die Standortwahl hat also nicht
bloa Angebotscharakter, sondern zwingende Wirkung für die zugeordneten Familien.

Schulwegfolgen und Beforderungspflicht: Nach § 2 Abs. 2 SchBefV i.V.m. dem Schulweg-
kostenfreiheitsgesetz (SchKfrG) besteht für Grundschulkinder der Jahrgangsstufen 1 bis 4
eine Beforderungspflicht des Aufgabentragers, sobald der kürzeste zumutbare Fulweg
mehr als zwei Kilometer betragt (ab Jahrgangsstufe 5: mehr als drei Kilometer) oder der
Weg besonders gefahrlich ist. Aufgabentrager für die Grundschulbeforderung ist der kom-
munale Schulaufwandstrager - also wiederum die Stadt Traunstein (Art. 1 SchKfrG).

Aus der Verbindung beider Punkte folgt die abwagungserhebliche Konsequenz: Em pen -
pherer Standort am westlichen Stadtrand führt bei sprengelbedingter Zuordnung von Kin -

dern aus welter entfernten Stadtteilen regelmafig zur Uberschreitung der Zwei-Kilometer-
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Schwefle. Das lOst eine gesetzliche BefOrderungspflicht der Stadt mit dauerhaften Kosten-
foigen aus (siehe Einwendung 5) und berührt zugleich das Kindeswohi und die sozialen
Bedurfnisse der Familien. Beide Gesichtspunkte - die Belange des Biidungswesens und die
sozialen Bedurfnisse der Bevolkerung, insbesondere derjungen Menschen - sind nach § 1
Abs. 6 Nr. 3 BauGB in der Abwagung zu berucksichtigen.

Fine Schule in Wolkersdorf wurde entweder:
¯ (a) nur Kinder aus dem dUnn besiedelten Umfeid Wolkersdorfs umfassen - dann ist die

Schule dauerhaft struktureU unterausgelastet und wirtschaftlich nicht tragfahig, oder
¯ (b) ihren Schuisprengel auf Stadtteile ausdehnen, in denen Schüler heute wohnortnah

beschult werden - dann müssten Grundschulkinder kunftig deutlich weitere, teils uber
der Zwei-Kiiometer-Schweile liegende Schuiwege zurucklegen, was das Kindeswohl
belastet und BefOrderungskosten der Stadt auslOst.

Beides 1st abwagungserhebiich und hätte vom Pianverfasser dargestelit und bewertet wer-

den müssen. Die Pianunterlagen enthalten weder eine Sprengel- bzw. Einzugsbereichskon-
zeption noch elne Analyse der Schuiwegelangen oder der daraus foigenden BefOrderungs-
pflichten und -kosten.

2,5 Gefahr der Infrastruktur als Entwicklungsmotor Verbot spekiflativer Voreis-
tungspianung

Soweit der Schuistandort Wolkersdorf nicht aus einem aktueiien, ortsgebundenen Bedarf
foigt, sondern primal dazu dienen soil, kunftige Siediungsentwickiung im Au1enbereich zu
induzieren (Stichwort: ,,infrastruktur als Wachstumstreiber'), widerspricht dies dem im Lan -

desentwickiungsprogramm verankerten Grundsatz, dass Infrastruktur der Siediungsent-
wicklung nachfoigen soil und nicht umgekehrt (LEP Bayern 3.1, 3.2). Em Schuineubau, der
in erster Linie geeignet ist, weiteren Wohnungsbau und Gewerbeansiedlung in der Randlage
von Wolkersdorf auszuiOsen, ware em instrument spekulativer Vorleistungspianung, die
dem pianungsrechtiichen Erforderiichkeitsgebot des § 1 Abs. 3 BauGB nicht genugt.

,,Besteht kein Pianungserfordernis, fehit die Pianungsbefugnis. Nicht erforderlich i.S. des §
1 iii BauGB sind Plane, die einer positiven Planungskonzeption entbehren und ersichtiich
der Forderung von Zielen dienen, für deren Verwirkiichung die Planungsinstrumente des
Baugesetzbuchs nicht bestimmt sind" (aus BVetwG, U.v. 21.03.2002 - 4 CN 14.00,
BVerwGE 116, 144). Eine Planung dan ausnahmsweise im VorgriffaufkUnftige Entwicklun-
gen erfolgen, wenn sie einer Bedarfsiage gerecht werden soil, die sich noch nicht konkret
abzeichnet, aber bei vorausschauender Betrachtung in einem absehbaren Zeitraum erwar-
tet werden kann (BVen,vG, By. 06.11.2025 - 4 BN 2.25). Entscheidend ist dabei jedoch,
dass diese vorausschauende Bedarfslage - wie in der zitierten Entscheidung, in der em
Gemeinderatsbeschluss und em Bedarfsbericht die kunftige Nutzung konkret beiegten -

durch nachvoliziehbare Unterlagen gestUtzt wird. Eine soiche Dokumentation iiegt hier ge-
rade nicht vor: Die Pianunteriagen benennen keinen Ratsbeschiuss, keine Bedarfsprognose
und keine Zeitschiene, die eine kUnftige, Uber den aktueiien Bedarf hinausgehende Sied-
iungsentwickiung in Woikersdorf konkret stUtzen wUrden, vielmehr soil der Bedarf durch die
Pianung erst geschaffen werden.
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Die dem Vorhaben zugrunde liegende Bedarfsprognose beruht auf der Annahme kontinu-
ierlich steigender Schulerzahlen. Schulamtsdirektor Clemens Gruber legte dem Stadtrat in
der Sitzung vom 27./28. November 2025 dar, die Zahi der Grundschulerinnen und -schuler
werde, aus den Geburtenzahlen der jUngeren Vergangenheit gefolgert, weiter steigen. Fur
den unmittelbaren Planungshorizont bis zur Inbetriebnahme 2029/30 mag dies zutreffen, da
die betreffenden Kinder bereits geboren sind. Für die eigentliche Rechtfertigung einer dau-
erhaften Flachenwidmung im Au1enbereich kommt es jedoch auf die längerfristige Entwick-

lung an - und diese steht in einem auffalligen Widerspruch zur aktuellen amtlichen Bevol-
kerungsstatistik:

¯ Bayern: Die Zahl der Lebendgeborenen sinkt seit 2021 (134.321) im vierten Jahr in
Folge und lag 2025 bei nur noch 110.564 - em Rückgang urn rund 17,7 Prozent bin -

nen vier Jahren und der niedrigste Stand seit 2013.
¯ Deutschland: Die zusammengefasste Geburtenziffer sank 2025 auf 1,32 Kinder je Frau

- den niedrigsten Nachkriegsstand - nach 1,35 (2024) und 1,38 (2023).

Die kommunale Schulbedarfsplanung des Landkreises Traunstein selbst (Demosplan -Stu-

die, Dr. Herbert Thekles) weist einen Prognosehorizont auf, der amtlich nur bis zum
Jahr 2030/2031 reicht und sogar diese Prognosen belegen einen nennenswerten Rückgang
im Schuljahr 2030/2031 auf rund 798 Schüler - und damit unter den für 2028 prognostizier-

ten HOchstwert von 836. Für die Zeit danach - also für den welt überwiegenden Teil der
Nutzungsdauer eines Schulneubaus, der erst zum Schuljahr 2029/30 in Betrieb gehen und
über Jahrzehnte genutzt werden soIl - liegt keine amtlich validierte Bedarfsprognose vor.
Die Planunterlagen räumen diesen Umstand nicht em und setzen sich mit ihm nicht ausei-
nander, obwohl er für die Erforderlichkeit einer dauerhaften Flachenwidmung nach
§ 1 Abs. 3 BauGB zentral ist.

Dass Schülerzahlprognosen selbst kurzfristig erheblich fehlgehen konnen, illustriert em Bei -
spiel aus demselben Landkreis - wenn auch aus dem Mittelschulbereich: An der Grund-
und Mittelschule Chieming musste im Schuljahr 2024/25 eine komplette siebte Klasse (Mit-
telschul-Jahrgangsstufe) aufgelost werden, weil die zu Planungsbeginn noch 17 gemeldeten
Schüler durch Wegzug und Abmeldungen wegbrachen. Nach Angaben von Schulamtsdi-
rektor Clemens Gruber - demselben Amtstrager, der dem Traunsteiner Stadtrat die Wachs-

tumsprognose für Wolkersdorf vorstellte - war dieser Einbruch ,,zu Beginn der Sommerfe-
rien noch nicht absehbar gewesen" (Traunsteiner Tagblatt, 17.09.2024). Der Fall betriffi
zwar eine Mittelschulklasse und ist daher nicht unmittelbar auf die Grundschule übertragbar;
er belegt aber allgemein, dass selbst kurzfristige Schülerzahlannahmen mit erheblichen Un-
sicherheiten behaftet sind - eingeraumt vom selben Schulamt, dessen Prognose die Wol-
kersdorf-Planung tragt. Hinzu kommt, dass die Stadt in ihre bestehende Franz-von-Kohl -
brenner-Mittelschule zuletzt erhebliche Mittel investiert hat (Erweiterung 2018, Sanierung
Trakt A 2021-2023; siehe Einwendung 3.5), wahrend die Schülerzahlen im Mittelschulbe-
reich landesweit tendenziell rücklaufig sind. Ob und in welchem Umfang an bestehenden
Schulstandorten bereits heute oder absehbar Kapazitäten frei werden, die den behaupteten
Neubaubedarf ganz oder teilweise auffangen könnten, ist in den Planunterlagen nicht unter-
sucht.

Diese demografischen Unsicherheiten verstärken das bereits dargelegte Ermittlungsdefizit:
Weder wird die rückläufige Geburtenentwicklung in der Planbegründung erwahnt noch wer-
den Alternativszenarien für den Fall einer schwächeren als der angenommenen Entwmcklung
dargestellt. Eine unumkehrbare Flachenwidmung im AuIenbereich auf Grundlage einer
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Prognose zu stützen, deren amtlicher Zeithorizont deutlich vor Ende der geplanten Nut-
zungsdauer endet und die den aktueilen demografischen Trend nicht abbildet, genugt den
Anforderungen des § 2 Abs. 3 BauGB nicht.

Gerugt wird, dass die Alternative Standort Haslach nur unzureichend ermittelt und in der
Begrundung unzutreffend abgebildet wurde: Die vergleichenden Machbarkeitsstudien, die
annahernde Kostenparitat (je Ca. 22 Mio. �) und das tatsächlich tragende Abwagungskrite-
rium der Bauphasenstorung werden dod nicht dargestelit. Dies begrundet em Ermittlungs-
und Darsteliungsdefizit gemal § 2 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 2a BauGB.

Zudem wurde nicht ausreichend gewurdigt, dass fur die Feuerwehr bereits eine Machbar-
keitsstudie durchgefuhrt wurde, die ergab, dass eine Erweiterung am bisherigen Standort
im Innenbereich möglich ware, bei Zuerwerb von FlurstUcken. Die Stadt Traunstein hat nicht
einmal den Versuch unternommen, Flächen zuzuerwerben, obwohl dies mOglich ware.

Aus dem Abwagungsgebot des § 1 Abs. 7 BauGB folgt, dass alle ernsthaft in Betracht kom-
menden Planungsalternativen zu ermittein und gegeneinander abzuwagen sind (BVeiwG,
U.v. 19.04.2012-4 CN 3.11, BVerwGE 143, 24). Diese Pflicht verscharft sich erheblich,
wenn - wie vorliegend - die Bodenschutzklausel des § la Abs. 2 BauGB einschlagig ist:
Steht elne lnnenentwicklungsalternative zur Verfugung, ist deren Verwerfung besonders in -

tensiv zu begrunden.

Der Stadtrat hat den Grundsatzbeschluss für Wolkersdorf am 27./28. November 2025 ge-
fasst, und zwar nach Vorstellung der Ergebnisse zweier vergleichender Machbarkeitsstu-
dien - einer für den Standort Wolkersdorf, einer für eine Erweiterung des bestehenden
Standorts Haslach -, erstelit durch Josef Scharnagi, Geschäftsführer der städtischen Woh-
nungsbaugesellschaft Traunstein (wbg). Beide Studien kamen zu einer Kostenschatzung
von jeweils knapp 22 Mio. � (nach Erinnerung des Verfassers; die Studienergebnisse wur-

den nicht offentlich publiziert). Damit ist - anders als noch im Mai 2025, als Oberbürger-
meister Dr. Hummer Kostenaussagen als ,,zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht" bezeichnete -

zum Zeitpunkt des Grundsatzbeschlusses em Kostenvergleich tatsächlich vorgelegen. Da
die Kosten beider Standorte damit im Wesentlichen gleich hoch geschätzt wurden, kann die
Standortentscheidung nicht auf einem Kostenvorteil Wolkersdorfs beruhen, sondern muss
aus anderen, qualitativen Erwagungen getroffen worden sein. Zu berücksichtigen 1st über-
dies, dass die auf den reinen Baukosten beruhende Kostengleichheit die tatsachlichen
Standortkosten nur unvollständig abbildet: Am AuRenstandort Wolkersdorf sind zusätzlich
erhebliche ErschlieRungsinvestitionen (StraRen, Kanal, FuR- und Radwege, OPNV) sowie
dauerhafte Schülerbeforderungskosten aufzubringen, die am bereits erschlossenen Stand-

ort Haslach ganz uberwiegend entfallen. Bei einer vollständigen Kostenbetrachtung ist Wol-
kersdorf daher nicht gleich teuer, sondern voraussichtlich teurer.
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Die Aussagekraft der beiden Machbarkeitsstudien wird zusätzlich dadurch retativiert, dass
beide von derselben Person erstelit wurden: Josef Scharnagi ist Geschäftsführer der Woh-
nungsbaugeseltschaft Traunstein (wbg), einer 1 00-prozentigen städtischen Tochtergesell-
schaft, deren Aufsichtsrat yam Oberbürgermeister selbst geleitet wird. Der StudienersteUer
steht damit in einem unmittelbaren dienstlichen Abhängigkeitsverhaltnis zu genau der Ver-
waltungsspitze, die das Vorhaben politisch verantwortet und vorangetrieben hat. Hinzu
kommt eine fachliche Unstimmigkeit: Das Kerngeschaft der wbg 1st der Wohnungsbau, nicht
die Schulentwicklungsplanung oder der Schulbau. Eine spezifische Fachkompetenz für die
padagogisch-funktionalen und schulorganisatorischen Anforderungen an einen Grundschul-
standort - anders als allgemeine Bau- und Kostenkompetenz - ist damit nicht ohne Weiteres
unterstellt. Auch der zeitliche Ablauf ist bemerkenswert: Der Stadtrat billigte den Erwerb des
Wolkersdorfer Grundstücks bereits im Februar 2025 und stelite hierfür 3,1 Mio. � in den
Haushalt em - rund neun Monate, bevor die vergleichenden Machbarkeitsstudien auf Druck
der Bevolkerung im November 2025 überhaupt vorgestellt wurden. Em erheblicher Teil der
für Wolkersdorf sprechenden Fakten (Grundstücksverfügbarkeit im städtischen Eigentum,
bereits laufende Planungskosten) war damit schon vor der vermeintlich ergebnisoffenen
Vergleichsuntersuchung geschaffen.

Es handelt sich jedoch urn einen gewichtigen Gesichtspunkt für die Errnittlungsqualitat nach
§ 2 Abs. 3 BauGB: Bei einer Standortentscheidung von dieser Tragweite und dem in der
Offentlichkeit dokumentierten Kontroversgrad (Unterschriftensamrnlung, fraktionsübergrei -
fender Antrag auf vergleichende Prüfung) ware eine externe, fachlich spezialisierte und or-

ganisatorisch unabhangige Standort- bzw. Schulentwicklungsanalyse das nahliegende Mit-
tel gewesen, urn die Abwagungsgrundlage gegen genau diesen Einwand abzusichern. Dass
stattdessen auf eine weisungsabhangige eigene Gesellschaft zurückgegriffen wurde,
schwächt die Belastbarkeit der Studie als objektive Entscheidungsgrundlage, ohne dass da-
mit unterstelit würde, die ermittelten Zahien seien inhaitlich falsch. Es obliegt der Stadt, die
Unabhängigkeit und methodische Neutralität der Studie im weiteren Verfahren nachvollzieh-

bar darzulegen.

Zugunsten von Wolkersdorf wurde angeführt, em Neubau auf freier Fläche sei für die künf-
tigen Schülerinnen und Schüler vorteilhaft, well sie - anders als bei einer Erweiterung des
laufenden Betriebs in Haslach - ohne Beeintrachtigung durch Bauarbeiten in em fertiges
Gebäude einziehen kOnnten. Dieses Argument halt einer naheren Prüfung nicht stand:

¯ Eigener Prazedenzfall der Stadt: Die Erweiterung der Grundschule Haslach 2019/2020
erfolgte im laufenden Schulbetrieb. Oberburgermeister Dr. Hummer selbst bezeichnete
das Ergebnis als vorbildlich gelungen -termingerecht nach 17 Monaten und im Kos-

tenrahmen fertiggestellt (,,Hier hat wirklich alles hervorragend funktioniert"). Auch zuvor
hatte die Schule Erweiterungen im Bestand durch lnterimslosungen (Container 2005
und 2011) bewältigt. Die Behauptung, em Umbau im laufenden Betrieb sei den Schü-
lern nicht zuzumuten, wird durch die eigene Erfahrung der Stadt an ebendiesem
Standort widerlegt.

¯ Zeitliche Asymmetrie: Eine BauphasenstOrung in Haslach ware zeitlich auf die Bauzeit
begrenzt. Demgegenüber waren Kinder am Standort Wolkersdorf für die gesamte Be-

triebsdauer der Schule dauerhaften Belastungen ausgesetzt: unmittelbar benachbarter
Feuerwehrbetrieb mit Sirenenalarm und Ausrückverkehr (Einwendung 7), langere und
je nach Sprengelzuschnitt unsicherere Schulwege (Einwendung 2.4) sowie das Fehlen
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elner OPNV-Anbindung. Eine einmalige, zeitlich begrenzte Beeintrachtigung gegen
dauerhafte, strukturelle Standortnachteile aufzuwiegen, ist unausgewogen.

Wolkersdorf 1st nicht storungsfrei, die Betroffenen wechseln nur: Der Umweltbericht der
Stadt selbst weist für Wolkersdorf eine Bauzeit von über 24 Monaten mit Lärm-, Staub-

und Lichtirnmissionen aus (Kap. 6.6.1.2). Betroffen sind hier die bestehenden Anwoh-
ner Wolkersdorfs anstelie der Schulerinnen und Schüler - die Belastung wird verlagert,
nicht vermieden.

Das vermeintlich "saubere" Baufeld ist kampfmittelverdachtig: Anders als eine ge-
prufte, seit Jahrzehnten genutzte Bestandsfläche in Haslach handelt es sich bei Wol-
kersdorf urn eine Kampfmittelverdachtsflache ohne volistandige Freigabe (Einwen -

dung 8). Werden bei den Bauarbeiten Kampfmittel aufgefunden, drohen Baustopp und
im Extremfall RaumungsmaRnahmen - eine Beeintrachtigung, die eine kalkuiierte Er-
weiterung im Bestand nicht kennt.

Das Argument beweist zu viel: WUrde die Vermeidung von Baulärrn für Kinder als ei-
genstandiges, durchschlagendes Abwagungskriterium anerkannt, würde dies systema-
tisch jeden Neubau im Auaenbereich gegenüber jeder Erweiterung im Bestand recht-
fertigen. Genau dies soil die Bodenschutzklausel des §la Abs. 2 BauGB sowie der In -

nenentwicklungsvorrang nach LEP Bayern 3.1/3.2 verhindern. Em generisches, zeitlich
begrenztes Storungsargument kann die gesetzlich verankerte Priorität der Innenent-
wicklung nicht aufwiegen, zumal etablierte Vermeidungsmallnahmen (Bauabschnitte,
Ferienterminierung lärmintensiver Arbeiten, räumliche Abtrennung des Baufelds, Inte-
rimscontainer) zur Verfugung stehen - wie Haslach selbst bereits zweimal bewiesen
hat.

Unabhangig von der materiellen Würdigung des Abwagungsergebnisses besteht em eigen-
ständiger rechtlicher Mangel: Die FNP-Begründung 2026 (BEGS GmbH, Entwurf
04.05.2026) - verfasst nach dem Grundsatzbeschluss vom November 2025 - verwirft den
Standort Haslach weiterhin nur mit den zwei pauschalen Argumenten Topografie/VValdro -

dung und Haselmaus-Vorkommen (Kap. 5.3.3). Weder die durchgeführten Machbarkeits-
studien noch die annähernd gieich hohen Kostenschätzungen (je ca. 22 Mio. �) noch das
tatsächiich tragende Abwägungskriterium der Bauphasenstorung werden in der Begründung
auch nur erwähnt.

Damit gibt die Begründung als das gemaI § 2a BauGB maRgebiiche Dokument die tatsäch-
lich durchgeführte AiternativenprUfung nicht vollstandig und zutreffend wieder. Dies begrün-
det unabhangig von der inhaltlichen Tragfahigkeit der Standortentscheidung selbst em Er-

mittlungs- und Darsteliungsdefizit gemäI § 2 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2a BauGB, da die Flä-
chennutzungsplananderung auf einer Begründung beruht, die das tatsächliche Abwagungs-

material nicht abbildet. Erganzend fehit weiterhin eine Auseinandersetzung mit den rechtlich
vorgesehenen Instrurnenten des Artenschutzrechts für den Fall Hasiach:

Haselmaus: Das Vorkommen elner streng geschützten Art schlielM eine Erweiterung
nicht per se aus; vorgezogene AusgIeichsmafnahmen (CEF) und eine Ausnahme
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG sind rechtlich vorgesehene Instrumente. Die Begründung
benennt diese selbst (,,aufwendige vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsma1-
nahmen, sowie eine Ausnahmegenehmigung"), prüft aber weder Erfolgsaussichten
noch Kosten. Hinzu kommt, dass die Begründung offenlässt, ob das Vorkommen der
Haselrnaus am Standort Haslach durch eine methodisch gesicherte Bestandserfas-
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sung positiv nachgewiesen oder lediglich angenommen wurde und wo genau das Vor-
kommen festgestellt wurde, da nur eine minimale Waldnutzung im Raum steht. Stutzt
sich die Ablehnung der im Wesentlichen kostengleichen InnenentwickIungsaIternative
auf em nur vermutetes Vorkommen, fehit es insoweit an einer tragfahigen Ermittlungs-
grundlage ( 2 Abs. 3 BauGB).

Widerspruch zur Investitionshistorie: Die Stadt hat in den Ietzten Jahren durchgangig
und mit erheblichem Mitteleinsatz in ihre bestehenden Schuistandorte investiert: rund
4 Mio. � in die Erweiterung der Grundschule Haslach (2020), rund 2 Mio. � in die Sa-
nierung der Grundschule Kammer sowie erganzend rund 2,7 Mio. � Fördermittel für
den dortigen Turnhallenneubau, rund 4 Mio. � in den Erweiterungsbau der Franz-von -

Kohlbrenner-Mittelschule (2018) sowie weitere rund 3,8 Mio. � in die anschIie1ende
Sanierung von deren Trakt A (2021-2023), und rund 2,6 Mio. � in den Erweiterungs-
bau der Ludwig-Thoma-Grundschule. Insgesamt hat die Stadt damit binnen weniger
Jahre einen zweistelligen Millionenbetrag in die Ertüchtigung ihrer vier bestehenden
Grund- und Mittelschulstandorte investiert und dabei wiederholt bewiesen, dass Erwei-
terungen und Sanierungen im Bestand - auch im laufenden Schutbetrieb - terminge-
recht und wirtschafflich umsetzbar sind. Dass ausgerechnet der ebenfalls aktive, er-
schiossene und infrastrukturell bereits ausgestattete Standort Haslach zugunsten eines
kampfmittelbelasteten Aulenbereichs-Neustandorts mit im Wesentlichen gleichen Kos-

ten verworfen wurde, bestatigt, dass die Entscheidung mal!geblich auf dem oben wi-
derlegten Storungsargument beruht haben muss - ohne dass dies in der Begründung
nachvollziehbar dargelegt ware.

Dies begrundet insgesamt em Ermittlungs- und Bewertungsdefizit gemal § 2 Abs. 3
BauGB, das in unmittelbarem Zusammenhang mit der Bodenschutzklausel des §la Abs. 2
BauGB steht und die Flachennutzungsplananderung auf eine unvoUstandige und in der Ge-
wichtung nicht nachvoUziehbare Abwagungsgrundlage stützt.

n1rTr1.I.i

Die Planunterlagen enthalten keiner!ei:
¯ Bestandsaufnahme zur Fua- und Radweginfrastruktur zwischen Traunstorf und dem

Schuistandort,
¯ Nachweis eines durchgehenden, witterungsfesten FuRwegs zwischen Traunstorf und

dem Plangebiet,
¯ Zeitpan und Kostenpian für die Herstellung fehiender Weg- und Radwegverbindungen

mit verbindlicher Finanzierungszusage,
¯ Aussagen zur Beleuchtungssituation auf Schuiwegen für Herbst- und Winterbetrieb so-

wie zur Winterdienstsicherung,
¯ Gefahrdungsbeurteilung der Verkehrssicherheit bei winterlichen Witterungsverhaltnis-

sen (Glätte, Schneefall, Nebel, Dunkeiheit),
¯ Prüfung alternativer ErschIie1ungskonzepte (OPNV-Erganzung, Schülerbeforderung).

Die FNP-Begründung 2026 bestatigt die Erschliellungslücke ausdrücklich: ,,Der Standort 1st
bisher nicht mit dem OPNV erschlossen. Wolkersdorf selbst wird Uber den Rufbus der Stadt
Traunstein bedient." (Kap. 5.1.2). Em Rufbus ersetzt keine verlässliche, taktgebundene
Schülerbeforderung. Für eine Grundschule, deren Einzugsbereich weit über den Ortsteil
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hinausreichen soil, ist die fehlende OPNV-Anbindung em zentraler abwagungserheblicher
Belang, der in der Begrundung lediglich festgesteiit, aber nicht bewaitigt wird.

4.2 Sachverhalt

Em Schuistandort am ostiichen Rand von Woikersdorf erschiie1,t sich für Schüierinnen und
Schüier aus dem benachbarten Stadtteii Traunstorf - einem der wenigen Stadtteiie, von
dem aus Kinder die gepiante Schule überhaupt zu Fu1 erreichen kOnnten. Fur die Verbin -

dung zwischen Traunstorf und dem Plangebiet existiert derzeit kein durchgehender Fu1-
und Radweg, keine Wegbeleuchtung bei elner engen Strai3e. Oem 1 :5.000-FNP 2018 sind
keine gesicherten FuR- oder Radwegeverbindungen zwischen Traunstorf und dem Piange-
biet zu entnehmen.

Hinzu tritt em eigenstandiges Verkehrssicherheitsproblem in den Wintermonaten: Ohne Be-

leuchtung müssten Grundschulkinder auf dem Schuiweg von und nach Traunstorf während
der herbst- und winterlichen Dunkeiheit - die den groRten Teil der Unterrichtszeiten in den
Wintermonaten abdeckt - einen unbeleuchteten, nicht winterdienstiich gesicherten Weg zu-
rückiegen. Bei winterlicher Glätte, Schneefaii oder Nebel erhoht sich das Unfalirisiko für zu
Full oder mit dem Rad gehende Kinder erheblich. Dieser Gesichtspunkt betrifft unmitteibar
die Schuiwegsicherheit und ist von der kOrperiichen Unversehrtheit der Kinder
(Art. 2 Abs. 2 GG) getragen. Jeder, der dod einmai gefahren ist, kennt die Gefährlichkeit bei
Dunkeiheit.

Die technische Ausgestaitung von Wegführung, Beleuchtung und Winterdienst ist zwar Sa-
che des Bebauungspians und der Ausführungsplanung. Auf Ebene des Fiachennutzungs -

plans ist jedoch die grundsatziiche Frage der sicheren fulliaufigen Erreichbarkeit elnes
Standorts für eine besonders schutzbedürftige Nutzung (Grundschuie) abwägungserhebiich
und war ais soiche zu berücksichtigen. Der voiiige Fehibestand einer fulllaufigen Verbin -

dung aus Traunstorf ist em konkreter Anhaltspunkt dafür, dass die verkehriiche Erschiiellung
für den Full- und Radverkehr am gewahiten Standort nicht ohne Weiteres gesichert ist - em
Gesichtspunkt, den die Begründung weder benennt noch bewertet ( 2 Abs. 3 BauGB).

§ 2 Abs. 3 BauGB verpflichtet die Gemeinde, aile von der Pianung berührten Belange zu
ermitteln und zu bewerten - darunter nach § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB die Anforderungen an
Biidungseinrichtungen sowie die Erfordernisse des Full- und Radverkehrs. Em Schulstand-
ort ohne gesicherte, beieuchtete Full- und Radwegeverbindung für die einzugsgebietszu-
gehorigen Kinder lässt em beachtliches Ermittiungs- und Bewertungsdefizit erkennen, das
nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 BauGB zur Unwirksamkeit des Plans führen kann. Die Gemeinde
kann eine abschliellende Konfiiktiosung nur zurücksteilen, wenn die Umsetzung notwendi-
ger lnfrastrukturmallnahmen aullerhaib des Planverfahrens sichergesteilt oder zumindest
moglich und sichergesteilt 1st (Gebot der Konfliktbewaltigung ais Auspragung des Abwä-
gungsgebots, § 1 Abs. 7, § 2 Abs. 3 BauGB; vgl. BVerwG, U.v. 19.04.2012 - 4 CN 3.11,
BVerwGE 143, 24). Hieran fehit es: Weder 1st die Weglücke zwischen Traunstorf und dem
Plangebiet kartiert, noch sind Beleuchtung, Winterdienst, Ausbau, Finanzierung oder Zeit-
plan gesichert.
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Nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB ist em Bauleitplan nicht erforderlich, wenn er auf Dauer oder
auf unabsehbare Zeit der Vollzugsfahigkeit entbehrt (B VerwG, U. v. 12.08. 1999- 4 CN 4.98,
BVerwGE 109, 246; BayVGH, U.v. 18.02.2022 -IN 19.160,juris Rn. 15). Zu den unuber-
windbaren Hindernissen in diesem Sinne zählt nach der Rechtsprechung ausdrucklich auch
das Fehien der benotigten Finanzmittel (BVerwG, U.v. 12.08.1999-4 CN 4.98, BVerwGE
109, 246). Gemä1 Art. 62 Abs. 1 GO mussen Gemeinden ihre Haushaltswirtschaft sparsam
und wirtschaftlich fuhren.

Die Kumulation zweier teurer Vorhaben (Schule und Feuerwehr) bei einer ailgemeinen äu -

1?erst angespannten Finanzlage und ohne jede Gesamtkostenschatzung - bestatigt durch
die Aussage des Oberburgermeisters, entsprechende Angaben seien ,,verfrüht" - verletzt
den Grundsatz des § 2 Abs. 3 BauGB i.V.m. Art. 62 GO.

Die Planunterlagen enthalten keine Kostenfolgenabschatzung, keine Funfjahres-Finarizpla-
nung unter Einbeziehung des Vorhabens und keinen Nachweis der Vereinbarkeit mit der
kommunalrechtlichen Haushaltspflicht. Dies begrundet em Ermitttungsdefizit nach § 2 Abs.
3 BauGB und wirft die Frage der Vollzugsfähigkeit im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB auf.

5,2 Chronologe der Haushaftsage 2023-2026

Die Haushaitsiage der Stadt Traunstein zeigt uber die vergangenen Jahre eine strukturell
schwache freie Finanzspanne und eine ausgeschopfte Reservebildung:

¯ Schon im Jahr 2023 warnte der damalige Kammerer Dendorfer vor einer Schere von
Einnahmen und Ausgaben in Traunstein.

¯ Allgemeine Rucklage Anfang 2024: 3,57 Mio. �; Absenkung zum Jahresende 2024 auf
700.000 �; damit ist nur knapp die gesetzliche MindestrUcklage eingehalten.

¯ Haushalt 2026 (aktuell, beschlossen 18.12.2025): Gesamtvolumen 100.074.500 �; Ver-
waltungshaushalt 80.146.500 � (2025: 78.400.950 �); Vermogenshaushalt (lnvestitio-
nen) 19.928.000 � - damit rucklaufig gegenuber 2025 (21.357.500 �). Obgleich nach
Aussage des neuen Stadtkämmerers Micha Thomas der Haushalt 2026 ,,nicht gepragt
ist von Rieseninvestitionen, sondern eher von Unterhalts- und Sanierungsmallnahmen",
sollen die Schulden dieses Jahr um 3 Mio. � steigen, während ab 2027 dann wieder
erhebliche Investitionen geplant seien. Diese werden dann wohi auch nur durch weitere
noch hOhere Schulden zu finanzieren sein. Obwohl die eigene Finanzverwaltung den
entscheidenden Kostenschub foiglich bereits fur 2027 einplant, enthält weder der Haus -

halt 2026 noch die mitteifristige Finanzplanung eine bezifferte, dem Vorhaben konkret
zugeordnete Kostenfolgenabschätzung. Der finanzielle Ernstfall wird damit vom Käm-
merer selbst schon avisiert, ohne dass er in einer nachvoltziehbaren Planung hinterlegt
ware. 1st em Haushalt bereits ohne grO1ere Investitionen strukturell angespannt und er-
fordert das Vorhaben erhebliche Neuinvestitionen, deren Kostenfolgen nicht abge-
schatzt sind, so ist der Grundsatz der sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfuhrung
(Art. 61 Abs. 2, Art. 62 GO) unmittelbar beruhrt.
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Hinzu tritt em struktureller Gesichtspunkt: Die Position des Stadtkämmerers war in den letz-

ten Jahren von erheblicher personeller Fluktuation geprägt. Auf Reinhold Dendorfer (Kam-
merer bis 1. Oktober 2023, Wechsel nach Friedberg) folgte Markus Schott (kommissarisch
ab 1. Juli 2023, sodann Kämmerer) und auf diesen wiederum Micha Thomas (Kämmerer
seit spatestens Dezember 2025). InnerhaIb von gut zwei Jahren wechselte die Kämmerei
damit dreimal die Leitung. Eine solche Fluktuation in der Schlusselposition der kommunalen
Finanzverwaltung liefert eine plausible Erklarung dafur, dass für em Vorhaben dieser Grö-
13en0rdnung und Laufzeit - von der GrundstUcksbeschaffung 2025 bis zur geplanten Inbe-
triebnahme 2029/30 - bislang keine durchgehende, mehrjahrige Kostenfolgenabschatzung
vorgelegt wurde. Sie entlastet die Stadt jedoch nicht von der Pflicht, eine soiche Planung
nunmehr nachzuholen, bevor die Flachennutzungsplanänderung beschlossen wird.

Für das streitgegenstandliche Vorhaben sind bereits erhebliche Haushaltsmittel gebunden,
ohne dass eine wirkliche Gesamtkostenschatzung des Projekts vorläge. Em bereits er-
schlossener, teilfinanzierter Standort mit vorhandener lnfrastruktur wurde ohne verglei-
chende Kostenbetrachtung zugunsten eines Standorts verworfen, an dem sämtliche Er-
schlieung neu zu schaffen ist.

Das Vorhaben tritt nicht isoliert auf, sondern reiht sich in eine bereits laufende, kosteninten-
sive Investitionsserie in die stadtische Schulinfrastruktur em: Allein in den vergangenen Jah-
ren wurden rund 4 Mb. � in die Grundschule Haslach, rund 2 Mio. � in die Grundschule
Kammer (zzgl. Ca. 2,7 Mio. � Fordermittel für deren Turnhalle), rund 7,8 Mio. � in die Franz-

von-Kohlbrenner-Mittelschule (Erweiterung 2018 und Sanierung Trakt A 2021-2023) sowie
rund 2,6 Mio. � in die Ludwig-Thoma-Grundschule investiert (siehe Einwendung 3.5). Diese
bereits getatigten Investitionen von deutlich über 15 Mio. � zeigen, dass der finanzielle
Spielraum der Stadt für Schulinfrastruktur bereits erheblich beansprucht ist, bevor überhaupt
die Kosten des vorliegenden GroRprojekts (Grundschulneubau plus Feuerwehrgebaude)
hinzutreten. Auf Basis vergleichbarer kommunaler Projekte in Bayern ist - mangels eigener
Kostenschatzung der Stadt - für das streitgegenstandliche Vorhaben von folgender Gro-
flenordnung auszugehen:

¯ Grundschulneubau: mind. 22 Mio. � (vergleichbare Bayern-Projekte; aktuell stark stei-
gende Baukosten).

¯ Feuerwehrgebaude: 1,5-3 Mb. � (Neubau mit vier Garagen, Sozialtrakt, Ubungsfla-
che).

¯ Erschlie1ung und Radwege: Noch nicht bezifferter Zusatzbedarf für Strar3en, Kanal,
Fahrradwege und OPNV-Anpassungen / Transportkosten.

¯ Kampfmittelraumung: Ebenfalls nicht bezifferter Zusatzbedarf (siehe Einwendung 8).

Selbst bei maximaler Schulbauforderung verbleibt em erheblicher kommunaler Eigenanteil,
der überwiegend durch Kreditaufnahme zu finanzieren ware. Bei einer freien Finanzspanne
nahe der gesetzlichen Mindestgrenze, einer Allgemeinen Rücklage von nur rund 700.000 �
und einem für 2026 bereits dokumentierten Schuldenanstieg (ohne gröRere lnvestitionen)
würde dies die finanzielle Handlungsfahigkeit der Stadt für Jahre einengen.
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Die Stadt hat eine spezielle artenschutzrechtliche PrUfung (saP) durch Dr. Christof Manhart
(Stand 25.05.2025) erstellt und in den Umweitbericht einbezogen. Die saP stelit fest, dass
auf dem intensiv landwirtschaftuch genutzten Grünland keine artenschutzrechtlich relevan -

ten Arten nachgewiesen wurden. Gieichwohl bestehen folgende verbleibende artenschutz-
rechtliche Rugen:

¯ Zeitliche Begrenztheit der saP: Das Gutachten selbst weist darauf hin, dass arten-
schutzrechtliche Gutachten ,,eine fachliche Momentaufnahme" darsteflen und bei ände-
rungen der Biotopausstattung oder zeitlichen Verzogerungen aktualisiert werden müs-
sen (Kap. 6.11). Zwischen Gutachtenerstellung (Mai 2025) und geplanter Realisierung
(frUhestens 2027-29) tiegen mehrere Jahre.

¯ Ubergangsbereich zur Biotopflache: Der Umweltbericht verweist auf eine hochwertige
Biotopflache Ca. 200 m nOrdlich und Ca. 500 m nordwestlich des Plangebiets. Die Aus-
wirkungen auf den Migrationsbereich dieser Flachen werden nur summarisch behan -

deft.
¯ Bebauungsplanebene: Die FNP-Begrundung halt ausdrücklich fest, dass die arten-

schutzrechtlichen Zugriffsverbote gem. § 44 BNatSchG ,,auf Ebene der konkreten Vor-
habengenehmigung abschlie(end zu prufen sind". Eine volistandige abschIiefende ar-
tenschutzrechtliche Freigabe liegt daher nicht vor.

Unbebaute, landwirtschaftlich genutzte Freiflächen sind regelma(ig Lebensraum besonders
und streng geschützterArten im Sinne des § 7 Abs. 2 Nm. 13, 14 BNatSchG. Im 1:5.000 -

FNP 2018 ist zudem eine Biotopflache nordwestlich von Wolkersdorf eingetragen, die auf
besondere okologische Wertigkeit des Umfelds hinweist. Gemaa § 44 Abs. 1 BNatSchG ist
es verboten, wild lebenden Tieren der besonders geschutzten Arten nachzustellen, sie zu
fangen, zu verletzen, zu taten oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhestatten zu zerstören. Die
Uberplanung einer bisher unbebauten Freifläche in Siedlungsnahe setzt daher eine spezi-
elle artenschutzrechtliche Prufung (saP) voraus (BayVGH, U.v. 19.06.2013 - I B 10.1841,
juris). Es wird gerugt, dass eine soiche saP in den Planunterlagen fehlt oder nicht vollstandig
in die Auslegungsunterlagen aufgenommen wurde.

:. : ¯

Die Planunterlagen enthalten keinerlei:
¯ Schallimmissionsprognose für das Zusammenspiel beider Nutzungen am geplanten

Standort,
¯ Darlegung der baulichen und organisatorischen Mallnahmen zur Larmminderung (z. B.

Abstand, Schallschutzwand, schallisolierte Räume),
¯ Verkehrssicherheitskonzept für die Trennung der Zufahrtswege von Feuerwehr und

Schule (insbesondere bei Einsatzfahrten),
¯ Auseinandersetzung mit dem Trennungsgrundsatz des § 50 BlmSchG und dem Rück-

sichtnahmegebot des § 15 BauNVO,
¯ Nachweis, dass die akustischen Mindestanforderungen der DIN 18041 an Unterrichts-

räume unter den gegebenen Emissionsverhältnissen eingehalten werden kOnnen.
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Das Fehien dieser Analysen begrUndet em beachtliches Ermittlungs- und Bewertungsdefizit
gemaL § 2 Abs. 3 BauGB sowie einen Versto1 gegen § 50 BlmSchG (Trennungsgrundsatz)
und § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB (Kindeswohl). Ohne eine entsprechende Untersuchung kann
die Abwagung gar nicht rechtsfehlerfrei durchgefuhrt werden.

Schule und Feuerwehrgeratehaus sind in ihrer Grundfunktion unvertragliche Nutzungen. Die
Grundschule ist eine besonders schutzbedurftige Einrichtung im Sinne des § 50 BImSchG,
die auf ruhige, gerauschgedämpfte Lernumgebung angewiesen ist. Das Feuerwehrgera-
tehaus ist demgegenüber eine Iärmintensive Aniage im Sinne der § 22 if. BImSchG mit
betriebsbedingten Spitzenpegeln, die weit über die Normalimmission hinausgehen. Die Ne-
beneinanderstellung beider Nutzungen auf demselben GrundstUck oder in unmittelbarer
räumlicher Nähe erzeugt einen strukturellen Immissionskonfhkt, der in den Planunterlagen
weder erkannt noch gelost wird.

Der Betrieb eines Feuerwehrgerätehauses ist mit folgenden, regeIma1ig auftretenden Lär-
mereignissen verbunden, die den Schulbetrieb erheblich stören kOnnen:

¯ Alarmierungssignale (Sirenen I Martinshorn): Feuerwehrsirenen konnen Schalipegel
von uber 97 dB(A) in unmittelbarer Nähe erzeugen. Die Rechtsprechung hat diesen
Wert ais Schwellenwert für einen moglichen Abwehranspruch anerkannt (VG Ans-
bach). Impuishaltiger, plotziicher Larm dieser Intensität ware für Schulkinder in Unter-
richtsraumen physisch und psychisch belastend und storend.

¯ AusrUck- und Einrückfahrten: Einsatzfahrzeuge verlassen das Gebäude mit Blaulicht
und Sondersignal. Nach § 35 Abs. 1 StVO sind Einsatzfahrzeuge dabei von den Var-
schriften der StVO befreit. Die damit verbundenen Schallpegelspitzen sowie das Ge-
fahrenpotenzial beim Ausfahren in Richtung Schuihof und Schulzufahrt sind erheblich.

¯ Ubungs- und Wartungsbetrieb: Feuerwehren führen regeIma1ig Ubungen durch, bei
denen Fahrzeuge mit Motoren betrieben, Pumpen getestet und Alarmanlagen über-
prüft werden. Die Rechtsprechung ordnet Lärm aus Ubungs-, Wartungs- und Jugend-
feuerwehrbetrieb dem anlagenbezogenen Lärm i.S.d. § 22 if. BImSchG zu (BayVGH,
U.v. 19.10.2016-22 B 16.976); dieser Betrieb gehört zum typischen Nutzungsumfang
eines Feuerwehrgeratehauses und ist planerisch volistandig zu bewaltigen.

¯ Jugendfeuerwehr: Zur typischen Nutzung eines Feuerwehrgerätehauses gehort auch
der Betrieb einer Jugendfeuerwehr (regeImaFige Treifen, Ubungen), was wochentiich
zu erheblichen Larmemissionen führt.

Die DIN 18041 (,,Horsamkeit in kleinen bis mitteIgroIen Ràumen") steJit verbindliche Anfor-
derungen an die Raumakustik von Unterrichtsräumen. Die Weltgesundheitsorganisation
(WHO) empfiehlt für Schulräume Hintergrundgerauschpegel von unter 35 dB(A) und Uber-
tragungspegel, die verstandliches Sprechen ermoglichen. Impulsartige Larmereignisse -

wie Feuerwehrsirenen oder Martinshorn-Einsatz - unterbrechen den Unterricht volistandig
und sind nach schulbaufachlicher Lehrmeinung mit ordnungsgemä1em Unterrichtsbetrieb
unvereinbar, wenn sie ohne ausreichende räumliche Puiferzone auftreten.
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Em besonderes Risiko besteht für die Sicherheit der Schulkinder, wenn Einsatzfahrzeuge
bei Alarm schnell das Gelände verlassen mUssen, während sich gleichzeitig Kinder auf dem
Schuihof, in Pausenbereichen oder auf Zugangswegen befinden. Die Anlagen- und Ver-
kehrsplanungen müssen sicherstellen, dass Schul- und Feuerwehrzufahrt vollstandig von -

einander getrennt sind und der Ausfahrbereich der Feuerwehr nicht durch Schulkinder fre-
quentiert werden kann. Aus den Planunterlagen geht eine entsprechende Trennungspla-
nung nicht hervor.

§ 50 BImSchG (Trennungsgrundsatz) ordnet an, dass bel raumbedeutsamen Planungen
schutzbedürftige Einrichtungen - ausdrucklich einschlie1Iich Schulen und Kindergarten -

so weit wie moglich von lärmemittierenden Anlagen getrennt werden sollen. Die Zusammen-
legung auf einem Grundstück ist dem diametral entgegengesetzt und bedarf einer beson-
ders starken, in den Planunterlagen darzulegenden Rechtfertigung.

Zwar hat das Bundesverwaltungsgericht entschieden, dass em Feuerwehrgeratehaus im
ailgemeinen Wohngebiet gebietsvertraglich sein kann und Einsatzfahrten für Wohnnach-

barn im Rahmen einer Sonderfallprüfung nach Nr. 3.2.2 TA Larm als sozialadaquat zumut-

bar sein können (BVerwG, U.v. 29.03.2022 - 4 C 6.20). Diese Rechtsprechung tragt die
vorliegende Planung jedoch nicht. Erstens setzte die dortige Zumutbarkeitsbewertung eine
konkrete schalltechnische Untersuchung und Sonderfallprüfung voraus; eine soiche fehlt
hier auf FNP-Ebene vollstandig und wird ausdrücklich erst für den Bebauungsplan angekün-
digt. Zweitens betraf die Entscheidung die Zumutbarkeit für Wohnnachbarn; der Malistab
sozialer Adaquanz gegenüber Wohnnutzern ist nicht identisch mit den Anforderungen an
einen storungsfreien Unterrichtsbetrieb einer Grundschule, die als besonders schutzbedürf-
tige Einrichtung dem Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG unterfallt, dem Rücksichtnah-
megebot des § 15 Abs. I Satz 2 BauNVO besonderes Gewicht verleiht und deren Unter-
richtsraume den raumakustischen Anforderungen der DIN 18041 genügen müssen. Der
BayVGH hat klargestellt, dass em Feuerwehrgeratehaus mit Vorplatz dem Anlagenbegriff
der § 3 Abs. 5, 22 Abs. 1 BImSchG unterfällt (BayVGH, U.v. 19.10.2016 - 22 B 16.976),
und jüngst eine Feuerwehrhaus-Genehmigung beanstandet, weil Betriebsbeschreibung und
Untersuchung der einsatzbedingten Emissionen fehlten; erst die Einbeziehung einer schal-
limmissionsschutztechnischen Untersuchung machte die Genehmigung hinreichend be-

stimmt (BayVGH, By. 07.01.2026 - 15 CS 25.2094). Für die hier geplante unmittelbare
Nachbarschaft von Schule und Feuerwehr gilt dieser Untersuchungsbedarf erst recht.

Kinder im Grundschulalter sind gegenüber plotzlichen Larmpegelstarken besonders vul-
nerabel (WHO, ,,Night Noise Guidelines for Europe", 2009; Babisch et a!., Environmental
Health Perspectives 2006). Das Kindeswohl als Offentlicher Belang nach § 1 Abs. 6 Nr. 3
BauGB ist daher besonders gewichtig. Eine Schule, die regelmälig durch den Feuerwehr-

alarm und den Abfahrtslärm von Einsatzfahrzeugen belastet wird, genügt diesen Anforde-
rungen nicht.
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Es ist anzuerkennen, dass die abschlie(ende Losung des Immissionskonflikts zwischen
Feuerwehr und Grundschule - durch Gebäudeanordnung, aktiven und passiven Schall-
schutz und em Betriebskonzept - grundsatzlich der Ebene des Bebauungsplans vorbehal -
ten bleiben daft Die FNP-Begrundung 2026 nimmt these Verlagerung ausdrücklich var: Die
Ortsfeuerwehr musse ,,insbesondere hinsichtlich ihres Ubungsbetriebs berUcksichtigt wer-

den"; hierzu sei ,,auf der Ebene des Bebauungsplanes eine schalltechnische Untersuchung
zu erstellen"; auf FNP-Ebene seien ,,keine grundsatzlichen Hindernisse erkennbar" (Kap.
5.3.2).

Diese Verlagerung istjedoch nicht grenzenlos. Die Konfliktverlagerung auf die nachfolgende
Ebene ist nur so lange zulassig, wie nicht bereits absehbar ist, dass sich der Konflikt auch
dart nicht sachgerecht wird losen lassen (BVerwG, U.v. 12.09.2013 - 4 C 8.12, BVerwGE
147, 379; OVG Rheinland-Pfalz, U.v. 20.01 .2010 -8 C 10725/09). Zudem muss die Ge-
meinde konkreten fachlichen Hinweisen auf em mogliches grundsatzliches Hindernis bereits
auf FNP-Ebene nachgehen und dan sie nicht ungepruft weiterreichen (Nds. OVG, U.v.
14.04.2004 - 1 KN 111/03). Hieran bestehen im varliegenden Fall zwei Rugepunkte:

Fehlende Uberschlagige PrUfung: Die Aussage, es seien ,,keine grundsatzlichen Hin-
dernisse erkennbar", wird durch nichts beiegt. Es fehit jede - auch nur uberschlagige -

Abschatzung, ob die konkrete Konstellation (eine besonders schutzbedurftige Grund-
schule unmittelbar neben einem Feuerwehrgebaude mit Sirenenalarm, Ausrück- und
Ubungsbetrieb auf demselben Grundstuck) am gewahiten Standort uberhaupt vertrag-
lich gestaltet werden kann. Damit 1st bereits der uberschlagige Nachweis der grund-
satzlichen LOsbarkeit nicht gefuhrt, obwohl die FNP-Begrundung eine positive Aussage
hierzu ausdrücklich triM. Das begrundet em Ermittlungsdefizit nach § 2 Abs. 3 BauGB.
Konkreter Anhaltspunkt für em grundsatzliches Hindernis: Die enge räumliche Kopp-

lung beider Nutzungen auf einem einzigen Grundstuck engt den Spielraum für eine
spatere Konfliktlosung von vornherein em: Anders als bei getrennten Standorten lässt
sich der Abstand zwischen Larmquelle und schutzbedürftiger Nutzung nicht beliebig
vergro1ern. Ob unter dieser selbst gesetzten Vorgabe eine vertragliche Losung mog-
lich bleibt, ist gerade nicht offensichtlich und hàtte daher bereits auf FNP-Ebene we -

nigstens uberschlagig geprüft werden mUssen.

Die Ruge richtet sich damit nicht gegen die Verlagerung der Detaillosung ais soiche, son -

dern gegen die ungeprufte Behauptung ihrer grundsatzlichen Moglichkeit. Solange die Ver-
traglichkeit der Doppelnutzung am konkreten Standort nicht einmal überschlagig belegt ist,
ist die positive Grundsatzaussage der Begründung nicht tragfahig ( 2 Abs. 3 BauGB).

Es wird gerügt, dass die Planunterlagen:

¯ keine vollständige Kampfmittelfreigabe für das gesamte Plangebiet enthalten,
¯ keine Kostenschatzung für die enforderliche Tiefensondierung und Vollberäumung (ins-

besondere für die Schulfundamente) enthalten,
¯ keine Aussage daruber enthalten, wann und durch welche Behörde eine formelle Frei -

gabe des gesamten Geländes für Schulnutzung erteilt werden kann,
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¯ die Sturzflutgefahrdung (kartierte Ftieawege, Anstaubereiche) für den Schulbetrieb
nicht analysieren und keine entsprechenden Schutzrnal?nahmen darstellen.

Dies begründet einen Versto1 gegen § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB (gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse, Sicherheit) sowie gegen Art. 2 Abs. 2 GG (korperliche Unversehrtheit der
Schulkinder) und stellt em Ermittlungsdefizit gema1 § 2 Abs. 3 BauGB dar, das zur Gesarn-
tunwirksarnkeit des Plans führen kann.

Anders als bei bloaen Ausführungsdetails handelt es sich hierbei urn einen konkreten, ak-
tenkundigen Anhaltspunkt für em mogliches grundsatzliches Hindernis, dem die Gerneinde
bereits auf FNP-Ebene nachzugehen hat (Nds. OVG, U.v. 14.04.2004 - 1 KN 111/03): Die
Kampfrnittelbelastung ist durch das eigene GEOLOG-Gutachten der Stadt belegt, und für
Teilbereiche wurde ausdrücklich ,,keine Kampfmittelfreigabe erteilt". Ob das Gelände für die
vorgesehene, besonders sensible Grundschulnutzung mit vertretbarem Aufwand und in ab-
sehbarer Zeit raumbar ist, berührt unmittelbar die grundsatzliche Vollzugsfähigkeit der Flä-
chenwidrnung ( 1 Abs. 3 BauGB). Diese Frage durfte nicht ohne jede überschlagige Ab-
schatzung auf die Bebauungsplanebene verschoben werden. Entsprechendes gilt für die irn
eigenen Umweltbericht kartierte Sturzflutgefahrdung.

Die FNP-Begründung 2026 enthält eine für das Vorhaben grundlegende Sicherheitsproble-
rnatik, die in der bisherigen Planung nicht ausreichend behandelt wird: Der gesamte Ande-
rungsbereich 1st der Stadt Traunstein als Verdachtsflache für eine Belastung durch Karnpf-
mittel bekannt. Eine geophysikalische Untersuchung (lngenieurbüro GEOLOG, Stand
18.03.2025) hat im Anderungsbereich rnagnetische Anomalien festgestellt, die als "karnpf-
mittelrelevante Indikatoren" zu qualifizieren sind. Für einen Teil dieser Bereiche konnte
keine Kampfmittelfreigabe erteilt werden; eine rnanuelle Uberprüfung rnittels Baggerschurf
unter Anleitung einer Munitionsfachkraft gernaa § 20 SprengG steht noch aus.

Das Gutachten selbst warnt ausdrücklich: ,,[T]rotz fachgerechter Untersuchung nach dem
aktuellen Stand der Technik und Beraumung nach den gesetzlichen Vorgaben [ist] nicht
auszuschIieI.en [...], dass sich auf den untersuchten Grundstucken weiterhin Kampfmittel
befinden." Für Spezialtiefbauarbeiten seien in der Regel weitergehende Tiefensondierungen
erforderlich.

Em Schulcarnpus für mehrere hundert Grundschulkinder mit Spiel- und Au1.!,enbereichen,
Bauarbeiten und Tiefengründungen auf einern Gelände mit nachgewiesener und nicht voll-
standig auszuschlie1ender Kampfmittelbelastung stellt eine auRerordentliche Gefahrdung
von Leib und Leben dar. Das Recht auf korperliche Unversehrtheit der Schulkinder (Art. 2
Abs. 2 GG) gebietet, dass em Schulstandort erst dann planungsrechtlich gesichert werden
darf, wenn entweder eine vollstandige Karnpfrnittelfreiheit nachgewiesen ist oder eine be-

hördlich bestatigte, dauerhaft verantwortbare Residualgefahr vorliegt. Beides fehlt.

Zusätzlich enthält die FNP-Begründung keine Kostenschatzung für die erforderliche voll-
standige Kampfrnittelraumung, die für tiefgründige Schulbauwerke (Keller, Fundarnente)
zwingend erforderlich ware. Diese Kosten können erheblich sein und sind in der Gesamt-
kostenplanung nicht berücksichtigt.

Einwendungen - FNP-Anderung Traunstein Wolkersdorf - Seite 24 von 26



Der Umweltbericht stellt fest, dass sich entsprechend der Hinweiskarte ,,Oberflächenabfluss
und Sturzflut" des Bayerischen Landesamtes für Umwelt innerhaib des Plangebiets poten-
zieUe Flie1wege bel Starkregen mit starkem und maRigem Abfluss befinden sowie Anstau-
bereiche innerhalb des Plangebiets verzeichnet sind. Der gesamte Anderungsbereich wird
als "wassersensibler Bereich" eingestuft. Das Schutzgut Wasser erhält für anlage- und be -

triebsbedingte Auswirkungen die Bewertung "hoch" (FNP-Begrundung Tab. 8).

Für eine Grundschule mit Schuihof, Spielbereichen und Turnhalle ist die Frage der Sturz-
flutgefahrdung unmittelbar sicherheitsrelevant: Kinder konnen bei Starkregenereignissen,
die sich aufgrund des Kilmawandels in Intensitàt und Haufigkeit erhOhen, auf dem Schulhof
durch Wasseranstau gefahrdet werden. Die FNP-Begründung enthalt für diese spezifische
Gefahr für Schulkinder keinerlei Analyse oder SchutzmaInahmen auf FNP-Ebene. Dies be-

gründet em weiteres Ermittlungsdefizit gemäf § 2 Abs. 3 BauGB sowie eine Verletzung des
Abwagungsbelangs des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge ( 1 Abs. 6 Nr.
12 BauGB).
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[Var- und Nachname], Traunstein, 16. Juli 2026

[Vor- und Nachname], Traunstein, 16. Juli 2026

[Vor- urid Nachname], Traunstein, 16. Juli 2026

[Vor- und Nachname], Traunstein, 16. Jui 2026

[Vor- und Nachname], Traunstein, 16. Juli 2026

[Vor- und Nachname], Traunstein, 16. Juli 2026
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[Vor- und Nachna:ej, 2026

[Vor- und Nachnane], 2026

[Vor- und Nachname], Trjns:-. iuU 2026

[Vor- und Nachnaie], Trf J: 2026

[Vor- und Nachname], Tr r: 2026

[Vor- und Nachname], Tnun Juh 2026

[Vor- und Nachnane], Tr: 2026

[Vor- und Nachname], rj' u: 2026

[Vor- und Nachnane], r : . 2026

[Vor- und Nachnaffle], Tr;fune u JuI 2026

[Vor- und Nachnarne], Traunsen, . Ju 2026

[Vor- und Nachname], 'fr, ':3. Juh 2026

[Vor- und Nachname], 1r.fn:. 1 Ju 2026

[Vor- und Nachname], Traun::: JUli 2026

[Vor- und Nachname], Traunse, i Jini 2026

[Vor- und Nachnamel, : f Lflf 2026

[Vor- und Nachname], Tr: .nf:: JuU 2026
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[Vor- und Nachname], Traunstein, 16. Juli 2026

[Vor- und Nachname], Traunstein, 16. Juli 2026

[Vor- und Nachnamej, Traunstein, 16. Juli 2026
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